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Arbeitsgemeinschaft zur preußischen Geschichte 
Tagung vom 12. bis 14. Oktober 2003 in Wustrau 

Christoph Führ (Stadtprotzelten): Kritik und Neubestimmung in der „Stunde 0“: Von Friedrich Meineckes 
„Die deutsche Katastrophe“ und Alexander Abuschs „Irrweg einer Nation“ zu Hans-Joachim Schoeps’ „Die 
Ehre Preußens“. 
Friedrich Meineckes Werk „Die deutsche Katastrophe“ erschien 1946 und erlebte zahlreiche Auflagen. Preu-
ßen wird darin nicht ausführlich behandelt; einflußreich wurde jedoch die gedankliche Aufteilung der preu-
ßischen Geschichte in akzeptierte Teile („Geist“, „Kultur“) und nicht akzeptierte Bestandteile wie den Milita-
rismus. Meinecke verurteilte den preußischen Militarismus als einenWegbereiter des Nationalsozialismus, 
glaubte jedoch, daß sich der positive „Geist“, die „kulturfähige“ Seite Preußens durch die Katastrophe hin-
durch werde retten lassen. Dem diente in größerem Maßstab auch sein Vorschlag zur Bildung von Goethe-
Gemeinden, welche die deutsche Kultur bewahren und wiederaufbauen sollten. Schon bei den Zeitgenossen 
stieß Meineckes Konzept jedoch auf Kritik. Eugen Kogon kritisierte es als Auftakt zur Revision der deutschen 
Geschichte, Kaehler vermißte eine Definition von „Militarismus“; Gerhard Ritter wandte sich gegen eine all-
gemeine Verurteilung des Preußentums. Auch wurde bemängelt, daß Meinecke „sein“ Preußen nicht mit 
anderen europäischen Staaten verglichen habe. - Alexander Abusch war Kommunist, zeitweise Redakteur der 
„Roten Fahne“, in der späteren DDR Kulturfunktionär. Sein Werk „Irrweg einer Nation“ entstand 1945 im 
mexikanischen Exil, wurde für die Preußen-Rezeption der DDR maßgeblich, im Westen jedoch nicht rezi-
piert. Abusch verurteilte wie Meinecke den preußischen Militarismus, den Abusch im Großen Kurfürsten 
und in Bismarck verkörpert glaubte, sah aber auch positive Traditionen in der preußischen Geschichte. So 
reklamierte er Clausewitz und Scharnhorst als den besseren Teil des Preußentums. Stein bezeichnete er als 
„nicht preußisch von Gesinnung“, würdigte aber auch als einer der ersten die demokratischen Traditionen des 
20. Juli. Die Rechtssicherheit sah er als einen positiven Zug des Preußentums an. Zum Verhältnis von Preu-
ßentum und Nationalsozialismus meinte Abusch, Hitler habe hauptsächlich die negativen Traditionen Preu-
ßens übernommen, etwa den Militarismus, habe aber mit dem Preußentum nichts zu tun. - Hans Joachim 
Schoeps zeichnete in seiner am 18. Januar 1951 gehaltenen Rede „Die Ehre Preußens“ ein weitgehend positi-
ves Bild von Preußen. Es sei eine „Fälschung“, Preußen als Vorläufer des Nationalsozialismus zu bezeichnen. 
Kennzeichnend für Preußen, das durch Friedrich II. geschaffen worden sei, seien vielmehr Rechtssicherheit, 
Pflichtbewußtsein, aber auch die Absolutsetzung des Staates bis hin zum „Staat als Religion“. Die Beachtung 
des Rechts solle als Verpflichtung auch in Zukunft gelten. Den Staat Preußen betrachtete Schoeps jedoch als 
untergegangen, weil er völlig am Königtum gehangen habe und ohne dieses nicht habe bestehen können. 
Deshalb sei er schon 1918, nicht erst 1932 vernichtet worden. 

Klaus Vetter (Wien/ Podelzig): „Preußen in der Geschichtsschreibung der DDR“ 
Bis zum Beginn der 50er Jahre wurde das „Preußentum“ in der SBZ/DDR scharf abgelehnt und nicht er-
forscht. Danach etablierte sich, unter Verdrängung anderer Ansätze, eine eigenständige marxistische Preu-
ßenforschung, die sich besonders auf die Erforschung der unteren Bevölkerungsschichten konzentrierte und 
anerkannte Ergebnisse lieferte. Die offizielle Geschichtspublizistik rückte von der einseitig negativen Beurtei-
lung Preußens ab und betonte etwa Aspekte der preußisch-russischen Zusammenarbeit oder die Revolution 
von 1848. In den sechziger Jahren verlor die Staatsführung das Interesse an der Erforschung Preußens. Preu-
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ßenforscher konnten daher zwar mit bescheidener materieller Ausstattung, aber „ungestört“, arbeiten, es ent-
standen vor allem zur Agrargeschichte auf gründlichem Quellenstudium beruhende Arbeiten. Seit den 70er 
Jahren erstrebte die Staatsführung die Heranbildung einer „sozialistischen deutschen Nation“. Auch die Rolle 
Preußens für diese Nation wurde bestimmt; dabei wurde unterschieden zwischen der gesamten Geschichte 
Preußens als „Erbe“ und einer übernehmbaren „Tradition“. Bei insgesamt kritischer Distanz gegenüber dem 
„Erbe“ wurde Preußen doch etwas ausgewogener beurteilt. 

Beide Vorträge regten besonders die Tagungsteilnehmer mit DDR-Erfahrung an, das Weiterwirken preußi-
scher Traditionen in der DDR zu diskutieren. Hans Bentzien (Reichenwalde) berichtete, Abusch sei mit sei-
nem Buch „sehr unglücklich“ gewesen, es habe sich auch nicht gut verkauft. In der DDR sei es stark kritisiert 
worden, weil es für die vor 1952 propagierte Einheitspolitik nicht brauchbar war. Das Buch sei nicht mehr 
verkauft worden, nachdem die NVA sich auf ihre preußischen Traditionen besonnen habe. In der Diskussion 
wurde außerdem auf das Weiterleben preußischer Traditionen hingewiesen, etwa der Militärmärsche. 

Jürgen Kloosterhuis (Berlin): „Das Fortwirken Preußens in der Stiftung Preußischer Kulturbesitz“. 
Die Gründung der Stiftung 1957 diente vor allem dem Ziel, „die Leistungen des geistigen Preußen über die 
Auflösung des Staatsgebildes hinaus“ zu pflegen und auf diese Weise seine Traditionen zu bewahren. „Ver-
mächtnis und Verpflichtung“ bildeten einen feststehenden Teil des Stiftungsjahrbuchs, das bis in die 70er 
Jahre manche Beiträge namhafter Preußenforscher bot. Danach reflektierte nur noch der Stiftungspräsident 
über Preußen, während sich die Öffentlichkeitsarbeit der Stiftung immer deutlicher auf die Zukunftsperspek-
tiven der Einrichtungen konzentrierte, auf ihre internationalen Zusammenhänge in einem Kosmos der „Kul-
turen der Welt“. Lange Zeit scheint das Fortwirken Preußens also auf ein „geistiges“, „gutes“ Preußen bezogen 
worden zu sein, während das „mächtige“, „militärische“, „böse“ Preußen lieber ausgeblendet wurde. Indessen 
war und ist es unhistorisch, in den preußischen Grenzen „Athen“ von „Sparta“ zu trennen und dann beide 
gegeneinander ausspielen zu wollen Das Fortwirken Preußens in der Preußenstiftung scheint strukturell und 
damit auf Dauer vielmehr in zwei Merkmalen begründet: 1. dem föderalen Ansatz kultureller Arbeit und 
Kulturpolitik, der besonders im 19. Jahrhundert die preußische Kulturpolitik in der Interaktion zwischen 
Staat, Provinz und Provinzialsverbänden prägte und heute unter gewandelten Voraussetzungen im föderalen 
Programm der Stiftung Bestand hat; 2. dem Selbstverständnis des Nicht-Selbstverständlichen, das dem bran-
denburg-preußischen Staatswesen spätestens seit seinem Ausgreifen nach Westen (1609) und Osten (1618) 
eigen war. Es prägt auch die Stiftung seit der Anfechtung ihres Stiftungsgesetzes und begründet noch heute in 
der Tradition des „toujours en vedette“ den Dauerzustand der Kräfteanspannung zur legitimierenden innova-
tiven Leistung. Unter dem Vorzeichen dieses zweiten Merkmals dürfte insbesondere das Geheime Staatsar-
chiv Preußischer Kulturbesitz stehen, dessen Archivgut von dritter Seite nicht immer als selbstverständlicher 
preußischer Kulturbesitz respektiert wird. Auch aus diesem Grund scheint das Fortwirken Preußens in der 
Preußenstiftung in ihrem Geheimen Staatsarchiv am besten greifbar zu sein. 

Veit Veltzke (Wesel): „Das Preußen-Museum Nordrhein-Westfalen in Minden und Wesel“ 
Nordrhein-Westfalen ist der größte Nachfolgestaat Preußens, seine Gebiete stellten innerhalb des preußischen 
Staates „Vorreiter der Modernität“ dar. Nach dem Krieg hat die Aufnahme heimatvertriebener Ostdeutscher 
das preußische Element eher noch verstärkt. In Westfalen bildet die preußische Geschichte ein wichtiges 
Moment der regionalen Identität und wird vorwiegend positiv gesehen. Dem trägt das Mindener Museum 
mit einer weitgehend chronologischen Präsentation Rechnung. Im Rheinland geht man dagegen eher auf 
Distanz zur preußischen Geschichte und empfindet sie als fremd. Das Museum in Wesel sucht den Einstieg in 
die preußische Geschichte daher über das persönliche Erleben von Einzelnen und Familien (Flucht und Ver-
treibung) und über das Weiterleben preußischer Traditionen in der Bundesrepublik, beispielsweise in der 
Verwaltung. Mit Hilfe von Inszenierungen, AV-Medien und anderen museumspädagogischen Mitteln wird 
versucht, preußische Geschichte für heutige Besucher verständlich zu machen, was auch merkbar gelingt. 
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Wolfgang Stribrny (Bad Sobernheim): „Preußen im politischen Streit bis zur Neubewertung Preußens im Ver-
einten Deutschland“ 
Der Beschluß zur Auflösung Preußens durch den Alliierten Kontrollrat am 20. 2. 1947 geht wahrscheinlich 
darauf zurück, daß die Beschlußfassenden unter dem Eindruck der antipreußischen Kriegspropaganda des 
Ersten Weltkrieges standen. „Als Folge des Preußenhasses“ sollte auch der Johanniterorden aufgelöst werden, 
konnte aber in den westlichen Landesteilen seit 1949 weiterarbeiten. Hans-Joachim Schoeps identifizierte 
Preußen mit seiner Monarchie; 1951 äußerte er den Wunsch, die Idee des preußischen Rechtsstaates möchte 
wieder durch einen Monarchen verkörpert werden. Seine Äußerung wurde jedoch ebenso wie spätere Bemü-
hungen in dieser Richtung von den bundesrepublikanischen Medien großenteils nicht beachtet. Seit den wirt-
schaftlichen Erfolgen der Bundesrepublik in den 60er Jahren erlahmte das Interesse an Preußen – mit auffal-
lenden Ausnahmen: Nach einer Umfrage der Illustrierten „Quick“ wünschten 1968: 39,8% der Befragten 
Prinz Louis Ferdinand als Bundespräsidenten. Hans-Joachim Schoeps gründete 1969 die „Konservative 
Sammlung“ als Gegenbewegung gegen den damaligen Zeitgeist und berief sich dabei auf das nicht-
materialistische preußische Staatsethos. Juristen und Theologen erklärten sich mit ihm solidarisch, Schoeps’ 
eigene Fakultät jedoch distanzierte sich von seinen Äußerungen. Seit Sebastian Haffners Buch „Preußen ohne 
Legende“ (1978) steigt das öffentliche Interesse an preußischer Geschichte in der Bevölkerung. Die Regierun-
gen gehen jedoch unabhängig von parteipolitischen Präferenzen vom „Tod“ Preußens aus. Versuche zur Wie-
derherstellung eines „Freistaats Brandenburg-Preußen“ sind ebenfalls gescheitert. 

Bernd Sösemann (Berlin): Die „Preußenjahre“ 1981 und 2001 in Wissenschaft und Publizistik 
Anhand der Zahlen wissenschaftlicher und populärer Veröffentlichungen über Preußen läßt sich feststellen, 
daß die beiden „Preußenjahre“ ein Interesse an preußischer Geschichte getroffen und verstärkt haben. Ge-
schaffen haben sie es wahrscheinlich nicht. Insbesondere die DDR legte Wert darauf, sich selbst durch den 
Rückgriff auf preußische Traditionen zu legitimieren. Der „Spiegel“ konnte in seinem Titelbild zum Preußen-
jahr 2001 auf virulente kollektive Preußenbilder zurückgreifen. In den offiziellen Jubiläumsausstellungen 
wurden die Preußenklischees jedoch übergangen und daher auch die Möglichkeit zu ihrer Problematisierung 
vergeben. Die Ausstellung in Berlin (Schloß Charlottenburg) konzentrierte sich auf Kunst und Kulturge-
schichte, der Staat Preußen konnte hinter der Ästhetik der Objekte unsichtbar werden. Die Potsdamer Aus-
stellung (Kutschstall) setzte sich ebenfalls nicht mit den Preußen-Klischees auseinander. Stattdessen verengte 
sie preußische auf brandenburgische (Landes-)Geschichte. Die chronologische Anordnung stand im Vorder-
grund, eine leitende Aussage ließ sich nicht erkennen. Insgesamt ist der Umgang mit dem „Preußischen“ in 
der Gegenwart wohl selbstverständlicher geworden, man scheut sich aber offenbar, sich mit den stark emoti-
onal besetzten Preußenbildern selbst auseinanderzusetzen. 

Esther-Beate Körber, Berlin  
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